
 

 

 
 
 
 
 
 
  

DEUTSCHER BUNDESTAG 
 

Ausschuss für Umwelt,  
Naturschutz und Reaktorsicherheit  

15. WP 
 

Ausschussdrucksache 15(15)324** 
 

 

  
 

 

   
   
 Öffentliche Anhörung „Verpackungsverordnung“  

BT-Drs. 15/4107 

am 23. November 2004 in Berlin 
 

 

   
 unverlangte Stellungnahmen von  
 • DPK Deutsche Pfandkonzept GmbH, Köln 

• Deutscher Brauer-Bund e.V. (DBB), Bonn 
 

 





 DEUTSCHER 
 BRAUER-BUND E.V. 
DBB e.V.  Postfach 20 04 52  53134 Bonn Ihr Ansprechpartner 

  10/mi 
Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Postfach 12 06 29 
 
53048 Bonn 

Telefon: (0228) 9 59 06 - 10 
Telefax: (0228) 93 79 96 - 1 
hahn@brauer-bund.de 
 
Bonn, den 25.10.2004 

 
Dritte Verordnung zur Änderung der Verpackungsverordnung 
WA II3 - 30114-5/7 
 
 
 Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Deutsche Brauer-Bund e.V., die Interessenvertretung der deutschen Brauwirt-
schaft, repräsentiert mehr als 90 % der Bierproduktion in Deutschland. Die in ihm 
zusammengeschlossenen Brauereien weisen eine überwiegend mittelständische 
Struktur auf. Von daher wundert es nicht, dass in Sachen Verpackungsverordnung 
bislang unterschiedliche Sichtweisen bestanden. Durch die aktuelle Entwicklung be-
steht nunmehr allerdings die Gefahr, dass die gesamte deutsche Brauwirtschaft, ob 
nur ausgerichtet auf die Abfüllung von Mehrweg oder auf Mehrweg und Einweg, 
Schaden nimmt. Die Gründe hierfür sehen wir in der beabsichtigten Dritten Verord-
nung zur Änderung der Verpackungsverordnung. 
 
1. Betroffene Getränkegruppen 
 
Sowohl der vormalige Entwurf der dritten Verordnung zur Änderung der Verpa-
ckungsverordnung als auch der Beschluss des Bundesrates vom 15.10.2004 über 
den Antrag des Freistaates Bayern beinhalten nach wie vor eine füllgutabhängige 
Pfandregelung und keine verpackungsbezogene. Der Entwurf beinhaltet eine Reihe 
von Ausnahmen. Die ausgenommenen Produktbereiche stehen in einem direkten 
Wettbewerb zu den Produkten der deutschen Brauwirtschaft. Das gilt insbesondere 
für den Wein. Warum soll beispielsweise italienischer oder französischer Tafelwein in 
der Einwegglasflasche anders behandelt werden als ein italienisches oder französi-
sches Mineralwasser im selben Gebinde? 
 
Einen weiteren Systembruch stellt die Absicht dar, auch weinhaltige Mixgetränke von 
der Pfandpflicht zu befreien. Diese stehen in einem direkten Wettbewerbsverhältnis 
zu Biermischgetränken.  
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Gründe des Umweltschutzes für diese Differenzierungen sehen wir nicht. Insoweit 
stellt die willkürliche Unterscheidung eine Diskriminierung für die deutsche Brauwirt-
schaft dar.  
 
Wir möchten in diesem Zusammenhang nochmals ausdrücklich auf die von der Eu-
ropäischen Kommission und etlichen EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der Notifizie-
rung des vormaligen Entwurfs der Dritten Verordnung zur Änderung der Verpa-
ckungsverordnung erhobenen Einwände hinweisen (Mitteilung der Kommission – SG 
(2004) D 50172 bzw. 50740). Die EU-Kommission hat beanstandet, dass in einigen 
Fällen eine Diskriminierung zwischen Produkten entsteht, die durch die Verordnung 
von der Pfandpflicht befreit und solchen, die nicht befreit werden. Dies trifft insbeson-
dere in den Fällen zu, in denen die Befreiung einen einschlägigen Markt aufbricht 
und zwei Produkte miteinander im direkten Wettbewerb stehen. Der Generalanwalt 
hat in seinen Schlussanträgen in den beiden EuGH-Vorabentscheidungsverfahren 
ebenfalls die ohne plausible ökologische und ökonomische Begründung vorgenom-
mene Differenzierung nach Getränkearten als letztlich willkürlich charakterisiert. Der 
jetzt vorliegende Entwurf ist damit im Ergebnis eben nicht verpackungsbezogen, 
sondern differenziert auch weiterhin nach Getränkearten, wobei die im Entwurf beige-
fügte Begründung einer ernsthaften Bewertung nach unserer Auffassung nicht 
standhält.  
 
2. Ökologisch vorteilhafte Getränkeverpackungen 
 
Kritik üben wir auch an der Absicht, ökologisch vorteilhafte Verpackungen auszu-
nehmen. Schon jetzt ist der Begriff „ökologisch vorteilhafte Verpackung“ lediglich ein 
unbestimmter. Es fehlt eine rechtssichere Definition der „ökologischen Vorteilhaftig-
keit“. Mit der erweiterten Bepfandung von Einweg-Getränkeverpackungen wird ein 
Systemwechsel vollzogen, da die Pfanderhebung nunmehr zum Grundsatz wird und 
die Befreiung lediglich zur Ausnahmeregelung. Künftig könnten Einweg-Getränke-
verpackungen, die als ökologisch vorteilhaft klassifiziert werden, erst nachträglich 
von der Pfandpflicht ausgenommen werden. Das schafft in zweierlei Hinsicht Wett-
bewerbsnachteile: Zunächst bleiben die „ökologisch vorteilhaften Verpackungen“ 
pfandfrei. Dabei handelt es sich vielfach um konkurrierende Getränkebereiche, die in 
den letzten Jahren ausschließlich über Einweg-Getränkeverpackungen gewachsen 
sind, ohne dass bis dahin eine ökobilanzielle Bewertung vorlag. Andererseits müssen 
die Verwender bepfandeter Verpackungen die gesamten Systemkosten tragen, was 
zu einer deutlichen Erhöhung der Beiträge für das Pfandsystem führen würde.  
 
Der Begriff der „ökologisch vorteilhaften Verpackung“ wird insbesondere abgelehnt, 
weil er keine Rechts- und Planungssicherheit für die Unternehmen beinhaltet. Die 
Differenzierung in ökologisch vorteilhaft und nicht vorteilhaft findet im EU-Ver- 
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packungsrecht schließlich keine Grundlage. Insoweit kann auf die Stellungnahme der 
EU-Kommission aus dem Notifizierungsverfahren verwiesen werden, die die fehlende 
rechtssichere Definition des Begriffs der „ökologischen Vorteilhaftigkeit“ ausdrücklich 
gerügt hat. In gleicher Weise hat sich der EU-Generalanwalt geäußert.  
 
3. Flächendeckendes Pfand- und Rücknahmesystem 
 
Trotz aller Anstrengungen von Industrie und Handel ist es nicht gelungen, ein flä-
chendeckendes Pfand- und Rücknahmesystem zu schaffen, was im wesentlichen auf 
die starre Haltung des Bundeskartellamtes zurückzuführen ist. Die Bemühungen 
hierzu müssen als endgültig gescheitert eingestuft werden. Systeme wie beispiels-
weise von Lekkerland-Tobaccoland sind keine ausreichende Alternative, wie die 
Entwicklung im Markt zeigt. Das System wird im übrigen auch nicht den Anforderun-
gen von Artikel 7 der europäischen Verpackungsrichtlinie gerecht.  
 
Die Einführung eines bundeseinheitlichen und flächendeckenden Pfand- und Rück-
nahmesystems ist dauerhaft gescheitert. Damit sind bestimmte Absatzkanäle für Bier 
nicht mehr zugänglich. Das Einwegsegment ist überwiegend für Eigenmarken der 
Brauwirtschaft nicht mehr verfügbar, was im übrigen für Glas-Einwegflaschen gilt, die 
aus betriebswirtschaftlichen Gründen gerade für kleine und mittlere Brauereien die 
einzige Alternative war, die Einwegnachfrage zu bedienen. Faktum ist, dass eine be-
stimmte Anzahl von Verbrauchern aber ausschließlich einwegorientiert ist. Diese ist 
zu anderen Getränkesegmenten abgewandert. Dabei können wir heute ein Bekennt-
nis insbesondere der Großformen des Lebensmitteleinzelhandels zum stärkeren Ein-
satz von Individualgebinden feststellen. Dieser verdrängt mehr und mehr Mehrweg-
gebinde. Die Verpackungsverordnung bewirkt damit eine direkte Steuerung der Ge-
tränkeverpackungen und beschleunigt die Konzentrationsentwicklung der Branche zu 
Lasten der mittelständischen Brauwirtschaft. 
 
Diese zuvor genannten Aspekte gelten insbesondere im Hinblick auf die vom Bun-
desumweltministerium über die Medien zur Zeit geführte Diskussion über die weitere 
Existenz sog. „Insellösungen“.  
 
Die Abschaffung der letztlich durch die Bundesregierung im Juli letzten Jahres auf-
grund einer durch Ihr Haus vorgenommenen Interpretation des geltenden § 6 Absatz 
1 Satz 4 der Verpackungsverordnung ins Leben gerufenen „Insellösungen“ führt nicht 
unmittelbar zur Gründung eines flächendeckenden, einheitlichen und offenen Pfand-
rücknahmesystems, wie es die EU-Kommission unter Verweis auf Artikel 7 der EU-
Verpackungsrichtlinie bzw. des EU-Vertrages verlangt.  
 
Es fehlt insoweit weiterhin an Regelungsvoraussetzungen, die vom Verordnungsge-
ber auch nach Auffassung der EU-Kommission zu schaffen sind. Nach unserer Auf-
fassung muss sowohl die Verpackungsverordnung als auch das Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz entsprechend ergänzt werden, um für pfandpflichtige Unternehmen 
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bei einer Beteiligung an einem übergreifenden Pfandclearing und ggf. auch an einer 
Kostenumlage kartellrechtliche Hindernisse zu beseitigen. Nach unserer Kenntnis hat 
das Bundesumweltministerium Ende Februar 2003 den beteiligten Wirtschaftskreisen 
auch eine entsprechende Zusage zur notwendigen Rechtsänderung gegeben, die 
jedoch bislang nicht erfüllt worden ist.  
 
4. Pfandhöhe 
 
Erneut beklagen wir den Pfandsatz für Einweggebinde von € 0,25 im Vergleich zum 
Pfandsatz für Mehrweg. Aus ökologischen Gründen ist diese Festsetzung nicht erfor-
derlich.  
 
Die jahrzehntelangen Erfahrungen im Bereich der Mehrwegsysteme belegen auch 
unter ökonomischen Aspekten, dass dem Wiederbeschaffungswert des Gebindes 
angemessene Pfandsätze zur Sicherstellung einer hohen Rücklaufrate völlig ausrei-
chend sind. Wir plädieren dafür, für Einweg-Getränkeverpackungen die betreffenden 
Pfandsätze den in Deutschland bei Mehrweg-Getränkeverpackungen üblichen 
Pfandhöhen anzugleichen, zumal dadurch auch die aus den letztjährigen Gesprä-
chen im Zusammenhang mit der Einrichtung eines flächendeckenden Rücknahme-
systems bekannt gewordene Kostenaufwand zur Eindämmung von Pfandbetrug bzw. 
Missbrauch voraussichtlich spürbar reduziert werden könnte.  
 
5. Entschließungsantrag des Bundesrates vom 15.10.2004 
 
Schließlich würden wir es begrüßen, wenn bei allem Verständnis für das Bedürfnis, 
eine seit Monaten bzw. Jahren streitige Diskussion über die Novellierung der Verpa-
ckungsverordnung abzuschließen, jedenfalls entsprechend des Entschließungsan-
trages des Bundesrates vom 15. Oktober 2004 die erwarteten Urteile des EuGH zu 
den Pflichtpfandregelungen der Verpackungsverordnung abgewartet werden, um 
dann die notwendigen Schlussfolgerungen hinsichtlich der EU-konformen Ausgestal-
tung der Verordnung zu ziehen. Derzeit besteht hier der Eindruck, dass ungeachtet 
der doch bekannten Kritikpunkte der EU-Kommission aus dem Notifizierungsverfah-
ren aber auch aus dem Schlussplädoyer des EU-Generalanwalts diesem Entschlies-
sungsantrag nicht angemessen gefolgt wird.  
 
6. Fazit 
 
Das Verordnungsvorhaben beurteilen wir zusammengefasst wie folgt: 
 

1. Die füllgutabhängige Regelung ist willkürlich und diskriminiert die 
deutsche Brauwirtschaft. 
 

2. Die Regelung über „ökologisch vorteilhafte Getränkeverpackungen“ 
verstößt gegen europäisches Recht und ist nicht justitiabel. 
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3. Für die Brauwirtschaft sind aufgrund der Einschränkungen, die auf 
die Verpackungsverordnung zurückgehen, bestimmte Absatzkanäle 
ausgeschlossen. 

 
 
Der Deutsche Brauer-Bund spricht sich in Ansehung dessen gegen den beabsichtig-
ten Verordnungsentwurf aus. Eine Alternative sieht er in der Erhebung einer Abgabe, 
die in Einklang mit dem EU-Recht steht. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen         

DEUTSCHER BRAUER-BUND E.V. 
 
 
 
 
Peter Hahn 
(Hauptgeschäftsführer) 
 

 





 



 



 



 



 



 


	Deut. Brauer-Bund.pdf
	1. Betroffene Getränkegruppen
	2. Ökologisch vorteilhafte Getränkeverpackungen
	3. Flächendeckendes Pfand- und Rücknahmesystem
	4. Pfandhöhe
	5. Entschließungsantrag des Bundesrates vom 15.1�
	6. Fazit


